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Selbstständiger Bebauungsplan Nr. 2 der Gemeinde Hingstheide 
 
Teil B – Textliche Festsetzungen  
 
In Ergänzung der Planzeichnung (Planteil A) wird folgendes festgesetzt: 
 
1. Festsetzungen gemäß BauGB 
 
1.1 Höhenfestsetzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 3 BauGB i.V.m. § 18 BauNVO) - Die 
Firsthöhe der zulässigen baulichen Anlagen bemisst sich nach den Festsetzungen im 
Planteil A. Alle Angaben beziehen sich auf Meter über Normalhöhennull (m ü. NHN) 
im Deutschen Haupthöhennetz 2016 (DHHN 1016). 
 
1.2 Die maximal zulässige Höhe der baulichen Anlagen wird bis zum höchsten Punkt 
der Dachhaut (First) gemessen. Wenn kein First vorhanden ist, ist der Schnittpunkt 
von Dachhaut und Oberkante der Wand oder der obere Abschluss der Außenwand 
maßgebend. 
 
1.3 Ausschluss von Steingärten und Kunstrasen (§ 1a Abs 5 BauGB) - Flächenhafte 
Gartengestaltungen, Kunstrasen oder Schüttungen aus Steinen, Kies, Splitt, Schotter 
oder vergleichbarem, unbelebtem Material, mit oder ohne Unterlagerung durch Vlies 
oder Folie, sind unzulässig. Als flächenhaft gelten derartige Gestaltungselemente 
oder Nutzungen ab einer Flächengröße von insgesamt 2 m². Die nicht überbaubaren 
Grundstücksflächen sind mit offenem oder bewachsenem Boden als Grünflächen 
anzulegen, also anzusäen oder zu bepflanzen, und zu unterhalten. Davon 
ausgenommen ist ein bis zu 60 cm breiter befestigter Streifen im Traufbereich der 
Gebäude (Traufkante / Spritzschutz). 
 
1.4a Knickerhalt (§ 9 Abs 1 Nr. 25b BauGB) - Der Knick ist zu erhalten. Bei einem 
Ausfall von Gehölzen ist er mit heimischen Gehölzen laut nachfolgender Artenliste zu 
bepflanzen (Nachpflanzungen): 
 
Pflanzliste Bäume: 
 
Acer campestre   Feldahorn 
Carpinus betulus   Hainbuche 
Fagus silvatica   Rotbuche 
Fraxinus excelsior   Esche 
Prunus padus    Traubenkirsche 
Quercus robur   Stieleiche 
Sorbus aucuparia   Eberesche 
 
Pflanzliste Sträucher: 
 
Cornus sanguinea   Roter Hartriegel 
Cornus mas    Kornelkirsche 
Corylus avellana   Hasel 
Crataegus    Weißdorn 
Euonymus europaeus  Pfaffenhütchen 
Ilex aquifolium   Stechpalme 
Lonicera periclymenum  Waldgeißblatt  
Lonicera xylosteum   Gemeine Heckenkirsche 
Prunus spinosa   Schlehdorn 
Rhamnus frangula   Faulbaum 
Rosa canina    Hundsrose 
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Rosa multiflora   Büschelrose 
Rosa rubiginosa   Weinrose 
Salix spec.    Strauchweiden 
Sambucus nigra   Holunder 
Viburnum opulus   Gewöhnlicher Schneeball 
 
Bei Ersatzpflanzungen ist ein Baum durch einen Baum zu ersetzen und ein Strauch 
durch einen Strauch. Die erforderlichen Pflanzgrößen sind: 
 
Baum – Heister 3 x v 16 – 18 – 20 cm Stammumfang, gemessen in 1 m Höhe, 
Strauch – 60 – 100 – 150 cm Höhe. 
 
1.4b Knickschutzstreifen (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB): Der als private Grünfläche 
festgesetzte Knickschutzstreifen ist dauerhaft als Schutzstreifen zu erhalten. 
 
1.5 Mindestgrundstücksgröße (§9 Abs. 1 Nr. 3 BauGB) - Die Grundstücksgröße 
innerhalb des allgemeinen Wohngebietes beträgt mindestens 900 m².  
 
1.6 Wohneinheiten (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) - Die Anzahl der Wohneinheiten wird 
innerhalb der allgemeinen Wohngebiete je Gebäude auf maximal 1 beschränkt. 
 
1.7 Lichtemissionen (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) - Zur Minimierung von Lichtemis-
sionen und der Beeinträchtigung von Insekten sind Außenbeleuchtungen mit nach 
unten gerichtetem, insektenfreundlichem Licht ohne UV-Anteil (z.B. Leuchtmittel mit 
Wellenlängen > 540 nm) und einer Farbtemperatur ≤ 3.000 Kelvin auszuführen. Es 
sind Lampen mit vollständig geschlossener Bauweise zu verwenden, die keinen 
Einflug von Insekten ermöglichen. Scheinwerfer oder sonstige Beleuchtungen die 
beispielsweise Großbäume oder Fassaden anstrahlen, sind somit unzulässig.  
 
1.8 Versickerung Oberflächenwasser (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) - Innerhalb der 
allgemeinen Wohngebiete ist das von den Stellplätzen und Zufahrten sowie von den 
Dachflächen abfließende Oberflächenwasser der Versickerung auf dem privaten 
Grundstück zuzuführen. 
 
2. Festsetzungen gemäß BauNVO 
 
2.1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 4 BauNVO): 
Unzulässige Nutzungen im allgemeinen Wohngebiet - Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 
BauNVO sind folgende, in § 4 Abs. 3 BauNVO innerhalb der allgemeinen 
Wohngebiete als ausnahmsweise zulässig vorgesehene Nutzungen unzulässig: 
 
Gartenbaubetriebe, Tankstellen 
 
2.2 Die Errichtung von Garagen, Carports und überdachten Stellplätzen an der 
öffentlichen Verkehrsfläche bzw. der Dorfstraße ist außerhalb der Baugrenzen 
unzulässig. (§ 12 Abs. 6 BauNVO). 
 
3 Festsetzungen gemäß § 9 Abs. 4 BauGB in Verbindung mit § 86 LBO 
Schleswig-Holstein – Örtliche Bauvorschriften 
 
3.1 Werbeanlagen sind innerhalb der Wohngebiete nur an der Stätte der Leistung 
und nur bis zur Höhe der Erdgeschossdecke zulässig. Sie dürfen die Größe von 40 x 
60 cm pro Haus nicht überschreiten. Leuchtende, reflektierende, blinkende, sich 
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bewegende oder freistehende Werbeträger sind unzulässig. Ausgenommen von 
dieser Festsetzung sind Werbeanlagen sowie Bauschilder während der Bauphase. 
 
3.2 Innerhalb der allgemeinen Wohngebiete sind mindestens 2 PKW-Stellplätze je 
Wohneinheit herzustellen und dauerhaft zu erhalten. 
 
3.3 Einfriedungen sind im Bereich der Dorfstraße und der Planstraße nur bis zu einer 
Höhe von 0,70 m zulässig.  
 
3.4 Entlang der Dorfstraße und der Planstraße sind Hecken erst in einem Abstand 
von 0,50 m ab der jeweiligen Grundstücksgrenze zulässig.  
 
3.5 Dachneigungen - Hauptdachflächen sind als geneigte Dächer mit einer 
Dachneigung von 25°- 51° auszuführen. Die Festsetzung gilt nicht bis zu einer 
Größenordnung von 30% der Gebäudegrundfläche. Von den Festsetzungen zur 
Dachneigung ausgenommen sind Hauptdachflächen, die mit einer extensiven 
Dachbegrünung versehen werden. 
 
3.6 Dachflächen von Garagen und Carports sind zu begrünen. Die Dachbegrünung 
ist dauerhaft zu unterhalten und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen. Zu verwenden 
ist eine Extensivbegrünung bestehend aus naturnaher Vegetation mit einer 
Substratstärke von mindestens 10 cm (maximaler Abflussbeiwert 0,5 gemäß DWA-A 
117). Die Bewässerung soll ausschließlich über Niederschlagswasser erfolgen.  
 
Hinweise 
 
Artenschutz:  
Brutvögel: Nach § 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG ist die Rodung von Gehölzen (Bäumen 
und Sträuchern) nur in der Zeit vom 1. Oktober bis zum 28./29. Februar des 
Folgejahres zulässig. 
 
Fledermäuse: Für Gehölzrodungen außerhalb des Zeitraumes vom 1. Dezember bis 
zum 28./29. Februar des jeweiligen Folgejahres ist eine fachkundige Einschätzung 
zur Eignung der Gehölze als Tagesversteck für Fledermäuse einzuholen. 
 
Geräuschimmissionen durch nahegelegene Vogelhaltung: durch Vogelhaltung 
südlich des Plangeltungsbereiches kann es infolge einzelner Vogellaute während der 
Nachtzeit (22:00 bis 6:00 Uhr) zu Überschreitungen der Immissionsrichtwerte für 
kurzzeitige Geräuschspitzen kommen. 
 
Grundwasserabsenkungen in der Bauphase: Sollten in der Bauphase partielle 
Grundwasserabsenkungen erforderlich sein, sollten diese in einer Jahreszeit mit 
niedrigem Grundwasserstand ausgeführt werden. 
 
Immissionen aus der Landwirtschaft: Die als allgemeines Wohngebiet (WA) 
festgesetzten Bereiche grenzen unmittelbar an eine landwirtschaftlich genutzte 
Fläche an. Von dieser landwirtschaftlich genutzten Fläche können gegebenenfalls 
Immissionen wie Lärm, Staub und Gerüche zeitlich begrenzt auf das Plangebiet 
einwirken. Es wird darauf hingewiesen, dass sich in der näheren Umgebung eine 
Vogelhaltung befindet. „Pfauenschreie“, die einen zulässigen Maximalpegel von 60 
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dB(A) überschreiten, können insbesondere im Nachtzeitraum (22:00 bis 6:00 Uhr), 
nicht ausgeschlossen werden.  
 
Starkregenereignisse: Um die geplanten Wohnhäuser vor dem Wassereintritt von 
außen bei einem Starkregenereignis zu schützen, wird empfohlen, den 
Erdgeschossfußboden in den allgemeinen Wohngebieten 50cm über der 
Asphaltoberkante der Dorfstraße zu errichten. Dies entspricht einer Höhe von etwa 
7,50 m ü NHN. 
 
Sichtdreiecke an Zufahrten / Kreuzungen / Einmündungen: "Anpflanzungen, 
Zäune sowie Stapel, Haufen und andere mit dem Grundstück nicht fest verbundene 
Einrichtungen dürfen nicht angelegt oder unterhalten werden, wenn sie die 
Verkehrssicherheit beeinträchtigen (§ 33 Abs. 3 StrWG S.-H.)." Das ist in der Regel 
der Fall, wenn bauliche Anlagen und Einfriedigungen die Höhe von 0,70 m 
überschreiten. 
 
Verzicht auf Kellergeschosse: Die Gemeinde empfiehlt, aufgrund von möglichen 
Starkregenereignissen und aufgrund der hohen Grundwasserstände, auf die 
Errichtung von Kellergeschossen zu verzichten. 
 
 


